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28.06.2012

Stellungnahme des [vdav]- Verband Deutscher Auskunfts- und Verzeichnismedien

zur

Anregung einer  Überprüfung der Richtlinie 86/653/EWG („Handelsvertreterrichtlinie“) durch die Europäische Kommission

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Mitgliedsunternehmen des [vdav] stehen seit vielen Jahren und Jahrzehnten für einen tadellosen Umgang mit den dort vertriebsunterstützend tätigen rund 2.000 Handelsvertretern. 
Aus Sicht unserer meist mittelständischen, oft auch familiengeführten Mitgliedsunternehmen, der Verleger, Herausgeber und Anbieter von Telefonbüchern, Branchenverzeichnissen, Adressbüchern und B2B-Angeboten in allen medialen Ausprägungen (Print, Online, Mobil, Telefon), sind Handelsvertreter eine starke Säule der kundenfreundlichen Angebotserstellung in der Fläche. 

Die Zusammenarbeit mit den Handelsvertretern verläuft dort unter den derzeit herrschenden Rahmenbedingungen relativ reibungslos.

Die von Ihnen angeregten möglichen Veränderungen innerhalb des §89 HGB, denen eine Lockerung der Handelsvertreterrichtlinie der EU voraus gehen müsste, bewertet der [vdav] daher eher zurückhaltend. 

Da §89 (2) HGB ausdrücklich von §89 (1) abweichende Kündigungsfristen durch vertragliche Vereinbarungen ermöglicht, sehen wir grundsätzlich keine Notwendigkeit, die gesetzlichen Fristen zu verlängern. 

Letztendlich setzen die Mitgliedsunternehmen des [vdav] und auch die mit Ihnen zusammen arbeitenden Handelsvertreter hier eher auf die Vertragsfreiheit und eine entsprechende Flexibilität für alle Vertragspartner als auf statische geänderte gesetzliche Fristen.

Einem Verzicht auf den grundsätzlichen Entfall des Ausgleichsanspruchs bei einer Kündigung durch den Handelsvertreter nach §89 b (2) HGB stehen der [vdav] und seine Mitgliedsunternehmen äußerst skeptisch gegenüber. 

Ein grundsätzliches Fälligwerden des Ausgleichsanspruch auch bei einer Eigenkündigung des Handelsvertreters führte zwangsläufig zu einer unverhältnismäßigen Schlechterstellung der Vertragspartner des Handelsvertreters. Die Handelsvertreter besäßen dann ein so nicht tolerierbares Druckmittel in Verhandlungen über Provisionshöhen, Verkaufsgebiete oder Zielgruppen.

Gerade im von unseren Mitgliedsunternehmen zum Teil betriebenen Massengeschäft (Kunden sind in erster Linie kleine und mittlere Unternehmen, Handwerker und Freiberufler mit zum Teil relativ geringen Auftragswerten und dementsprechenden Provisionen) würde dies massive negative Auswirkungen nach sich ziehen können. 

Das Kriterium der „wirtschaftlichen Unzumutbarkeit“ ist zudem gerade vor dem Hintergrund eines großen potentiellen Kundenstamms mit niedrigen Auftrags- und Provisionswerten sicherlich kaum zu definieren und zu konkretisieren und daher für die von uns vertretene Branche grundsätzlich eher nicht geeignet.

Zur Lösung eines ggfs. in anderen Branchen bestehenden Problems könnte neben Alter und Krankheit allenfalls auch eine drohende Insolvenz eines der Vertragspartner als Ausnahmetatbestand eingeführt werden, sollte diese Problematik der Ansatz der dortigen Überlegungen sein.

Aus Sicht des [vdav] ist daher ein Vorstoß der Bundesregierung zur Lockerung der Handelsvertreterrichtlinie mit dem Ziel der Veränderung des §89 HGB derzeit jedenfalls nicht erforderlich.

Für den Fall, dass es dennoch zu einem Vorstoß zur Lockerung der Handelsvertreterrichtlinie durch die Bundesregierung kommen sollte, erbittet der [vdav] zeitnahe Informationen und sichert selbstverständlich gerne eine konstruktive Begleitung der weiteren Beratungen zu.

Für die Möglichkeit zur Mitwirkung bedanken wir uns. Für Rückfragen und weitere Informationen stehen wir Ihnen selbstverständlich jederzeit gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Rhett-Christian Grammatik
Geschäftsführer
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